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BMWSB – Kurzinfo

Wir zünden den Bau-Turbo, weil jede
Wohnung zählt
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Die Planung und Genehmigung von Bauprojekten dauert in Deutschland zu lange. Gerade,
wenn es darum geht, Wohnraum zu schaffen, müssen wir deutlich schneller werden. Darum ist
der Bau-Turbo die Top-Priorität des Bauministeriums zum Start dieser Wahlperiode.

Mit dem Bau-Turbo machen wir den Weg frei für mehr Tempo im Wohnungsbau und für mehr
bezahlbaren Wohnraum. Zusätzlich schützen wir mit der Verlängerung des Umwandlungss-
chutzes den Bestand an Mietwohnungen.

Koalitionsvertrag:

„In den ersten 100 Tagen werden wir einen Gesetzentwurf zur Einführung eines Woh-
nungsbau-Turbos unter Berücksichtigung der kommunalen Planungshoheit vorlegen
sowie Lärmschutzfestsetzungen erleichtern; zugleich werden die Vorschriften über den
Umwandlungsschutz (§ 250 Baugesetzbuch) und die Bestimmung der Gebiete mit an-
gespanntem Wohnungsmarkt um fünf Jahre verlängert.“ (Z. 713-717)
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Beschleunigungseffekte des Bau-Turbos

Jedes Bauprojekt beginnt mit einer Planungs- und Genehmigungsphase. Wenn wir zukünftig
schneller mehr Wohnraum zur Verfügung stellen wollen, müssen wir hier ansetzen. Dafür ist der
Bau-Turbo als Teil des „Gesetzentwurfs zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohn-
raumsicherung“ das richtige Intrument: Wenn die Gemeinde zustimmt, kann künftig von den bis-
her geltenden Vorschriften des Planungsrechts abgewichen werden, wie zum Beispiel von der
Aufstellung eines Bebauungsplans. Das spart Zeit, Arbeit und Geld. Es gilt dann, wenn die Abwei-
chung mit den Interessen der Allgemeinheit vereinbar ist und einem der folgenden Vorhaben
dient:

> der Errichtung eines Wohngebäudes,

> der Erweiterung, Änderung oder Erneuerung eines Gebäudes, wenn dadurch neue
Wohnungen geschaffen oder vorhandener Wohnraum wieder nutzbar wird, oder

> der Nutzungsänderung eines Gebäudes zu Wohnzwecken.

Hierdurch benötigte soziale und kulturelle Einrichtungen, wie beispielsweise Kitas, können eben-
falls zugelassen werden. So schafft der Bau-Turbo bezahlbaren Wohnraum für Menschen, die be-
sonders stark vom Wohnungsmangel betroffen sind, wie beispielsweise Familien, Auszubildende,
Studierende, ältere Menschen und Menschen mit geringem Einkommen.

Schneller bauen heißt günstiger bauen

Die Erstellung oder Änderung eines Bebauungsplans kann mehrere Jahre dauern. Dieser Pla-
nungszeitraum für den Wohnungsbau soll künftig massiv verkürzt werden: Wenn die Gemeinde
sich entscheidet, den Bau-Turbo anzuwenden, kann innerhalb von zwei Monaten ein Bebauungs-
plan ersetzt werden. So kann Bauen nicht nur schneller, sondern auch bezahlbarer werden. Denn
weniger Aufwand bedeutet weniger Personal, weniger Zeit und damit auch weniger Kosten. Die
Bundesregierung rechnet durch die Einführung des Bau-Turbos mit einer jährlichen finanziellen
Entlastung von rund 1,7 Milliarden Euro für die Verwaltung, von rund 505 Millionen Euro für die
Bürgerinnen und Bürger und von rund 334 Millionen Euro für die Wirtschaft. Das entspricht einer
jährlichen Gesamtentlastung von mehr als 2,5 Milliarden Euro.

Wohnungsbau beschleunigen, Fehlentwicklungen vorbeugen

Der Bau-Turbo eröffnet neue Spielräume für mehr und schnelleren Wohnungsbau. Gleichzeitig
gibt es klare Grenzen, um Fehlentwicklungen vorzubeugen: Eine Anwendung ist nur mit expliziter
Zustimmung der zuständigen Gemeinde möglich. Die neue Regelung ist bis zum 31. Dezember
2030 befristet. Um die Umwelt weiterhin effektiv zu schützen, ist die Abweichung von Bauleitplä-
nen nur dann möglich, wenn sie nach überschlägiger Prüfung keine zusätzlichen erheblichen Um-
weltauswirkungen hat. Auch kann von den geltenden Vorschriften nur dann abgewichen werden,
wenn es für eine Beschleunigung tatsächlich erforderlich ist und nachbarschaftliche Interessen
gewürdigt werden.

Die Bundesregierung wird den Bau-Turbo mit Blick auf seine Wirksamkeit, seine städtebaulichen
Auswirkungen und unter Berücksichtigung der Erfahrungen der Kommunen, die den Bau-Turbo
anwenden, evaluieren.
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Weitere neue Regelungen

> Der Umwandlungsschutz wird gestärkt.

Mietwohnungen sollen auch weiterhin nicht ohne Weiteres zu Eigentumswohnungen
umgewandelt werden können. Das ist ein wichtiges Instrument, um Mieterinnen und
Mieter vor Verdrängung aus ihrem gewohnten Lebensumfeld zu schützen. Deshalb wird
der sogenannte Umwandlungsschutz in Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt
um fünf Jahre verlängert.

> Die Nachverdichtung wird einfacher.

Bislang scheitern Nachverdichtungen oft an zu strengen städtebaulichen Hürden. Zu-
künftig kann auch in Innenbereichen (also in zusammenhängend bebauten Ortsteilen)
ohne Bebauungsplan von geltenden städtebaulichen Regelungen abgewichen werden,
zum Beispiel bei der nachträglichen Aufstockung von Gebäuden oder Hinterlandbe-
bauung.

> Der Außenbereich wird behutsam geöffnet.

In vielen Städten und Gemeinden wird verfügbares Bauland immer knapper. Deshalb
soll künftig auch im sogenannten Außenbereich (also in Gebieten ohne Bebauungsplan
und außerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils) neuer Wohnraum
geschaffen werden können. Dabei beachten wir den Umweltschutz und die Flächen-
sparsamkeit. Gebaut werden soll nur im räumlichen Zusammenhang mit bestehenden
Siedlungen.

> Die Durchmischung von Quartieren wird erleichtert.

Restriktive Immissionsgrenzwerte machen Bauprojekte durch erhöhten Investitionsbe-
darf in Lärmschutzvorrichtungen kompliziert und teuer. Änderungen im Baugesetzbuch
sollen ermöglichen, dass Gemeinden davon abweichen dürfen, zum Beispiel durch die
Festsetzung von Innenraumpegeln. Damit kann Wohnbebauung näher als bisher an
Gewerbebetriebe heranrücken.

> Die kommunale Selbstverwaltung der Gemeinden wird gestärkt.

Das Zustimmungserfordernis der Gemeinden bleibt bestehen und wird beispielsweise
beim Neubau von Wohnraum sogar aufgewertet. Wir verlängern auch die Möglichkeit
für die Bundesländer Kommunen mit angespanntem Wohnungsmarkt auszuweisen, was
den Kommunen eine Reihe von Instrumenten an die Hand gibt, um die Entwicklung vor
Ort besser zu steuern, etwa durch die erleichterte Anwendung von Vorkaufsrechten,
Befreiungen oder Baugeboten.
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„Tempo, Technologie, Toleranz – mit diesem Credo bin ich als Bundesbaumi-
nisterin angetreten. Und in Sachen Tempo wollen wir mit einer ersten No-
velle des Baugesetzbuches bereits wenige Wochen nach Amtübernahme lie-
fern. Der Kern dieses Entwurfs ist der Bau-Turbo. Denn wir brauchen schnell
mehr bezahlbaren Wohnraum. Die Neuregelung ermöglicht es Gemeinden,
das Planen und Genehmigen wesentlich zu beschleunigen. Das spart Zeit und
Kosten. Und so schaffen wir den rechtlichen Rahmen zur Realisierung des
Deutschland-Tempos im Wohnungsbau. Davon profitieren kommunale Pla-
nungs- und Genehmigungsbehörden, die Bauwirtschaft sowie Bürgerinnen
und Bürger, insbesondere in verdichteten Siedlungsgebieten.“

Verena Hubertz

(Bundesministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen)

Der Gesetzentwurf wurde am 18. Juni 2025 vom Bundeskabinett beschlossen und befindet sich
nun im parlamentarischen Verfahren. Ein Inkrafttreten ist für Herbst 2025 geplant.

Weitere Informationen unter: bmwsb.bund.de/wohnungsbau-turbo

Stand: 18. Juni 2025
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Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des
Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung
(Novelle des Baugesetzbuches, Bau-Turbo, Um-
wandlungsschutz)

Was ist bzw. regelt das Baugesetzbuch?

Das Baugesetzbuch (BauGB) definiert die wichtigsten Grundsätze und Verfahrensweisen für eine
nachhaltige städtebauliche Entwicklung und soll eine der Allgemeinheit dienende Bodennutzung
gewährleisten. Auf welchen Flächen welche Bebauungsformen zugelassen werden, entscheiden
die Gemeinden selbst – die Entscheidungsfindung unterliegt aber festen Spielregeln, die vom
BauGB – und ergänzend dazu von der Baunutzungsverordnung (BauNVO) – vorgegeben werden.

Was sind die Vorteile des Bau-Turbos (§ 246e BauGB)?

Die neue Vorschrift erlaubt es, vom BauGB und den auf seiner Grundlage erlassenen Vorschriften
abzuweichen; das können Bauleitpläne oder andere städtebauliche Satzungen sein. Damit werden
in der Gemeinde neue Baurechte geschaffen, und zwar innerhalb des vorhandenen Siedlungsbe-
reichs, aber, soweit noch ein räumlicher Zusammenhang besteht, auch außerhalb. Die Gemeinde
muss dafür keinen Bebauungsplan mehr aufstellen oder ändern. Beispielsweise können ein Haus
oder ein ganzer Straßenzug nun über die vom Bebauungsplan vorgegebenen Maße hinaus aufge-
stockt werden, ohne dass der Plan zuvor geändert werden müsste. Oder es kann in innerstädti-
schen Bereichen, für die es keinen Bebauungsplan gibt, gebaut werden, ohne zuvor einen Bebau-
ungsplan zu erlassen, auch wenn sich das neue Vorhaben nicht im städtebaulichen Sinn in die nä-
here Umgebung einfügt. Gerade in angespannten Wohnungsmärkten ist potentielles Bauland oft
rar. Der Bau-Turbo eröffnet hier neue Spielräume.

Wie vereinfacht und beschleunigt der Bau-Turbo?

Die Aufstellung oder Änderung eines Bebauungsplans ist ein umfangreiches Verfahren, das nun
entfallen kann. Wieviel Zeit die Aufstellung oder Änderung eines Bebauungsplans benötigt und
wie hoch daher die Zeitersparnis ist, ist sehr einzelfallabhängig. Es kommt auf die Größe des
Plangebiets, die Komplexität der konkurrierenden Nutzungsinteressen und auch auf die Personal-
kapazitäten der Gemeinde an. Aus einem jüngst erstellten Forschungsvorhaben wissen wir, dass

© Credits
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Bebauungsplanverfahren einer großen deutschen Stadt im Durchschnitt fünf Jahre dauern. Jetzt
kann die Bauaufsichtsbehörde das Bauvorhaben zulassen, wenn die Gemeinde ihre Zustimmung
erteilt; dafür hat die Gemeinde zwei Monate Zeit.

Schaffen wir damit nicht wieder städtebauliche Sünden wie in den 1960er und 1970er
Jahren?

Nein. Die Baurechte sind an die Zustimmung der Gemeinde geknüpft. Das ist wegen der kommu-
nalen Selbstverwaltungsgarantie erforderlich. Die Gemeinde kann die Zustimmung verweigern,
wenn die geplante Bebauung nicht mit ihren städtebaulichen Vorstellungen übereinstimmt.
Im Übrigen dürfte der Bau-Turbo nicht das richtige Instrument sein, um Großwohnsiedlungen zu
erschaffen. Denn Großwohnsiedlungen erfordern auch eine entsprechende Folgeinfrastruktur
etwa zum Zwecke der Nahversorgung, Verkehrsanbindung oder ärztliche Versorgung. Um diese
angemessen und vollständig zu berücksichtigen ist ein Bebauungsplanverfahren sinnvoll. Aber
man könnte mittels des Bau-Turbos mit solchen Vorhaben schon einmal beginnen und die Pla-
nung parallel zu Ende führen.

Führt der Bau-Turbo nicht dazu, dass durch weitere Verdichtung die ohnehin schon
belastete soziale Infrastruktur noch weiter unter Druck gerät?

Nein. Wird in einem Gebiet mit Hilfe des Bau-Turbos weiterer Wohnraum geschaffen und löst
dies Bedarf für neue oder vergrößerte Kindertagesstätten, Schulen oder sonstige Anlagen für so-
ziale oder kulturelle Zwecke aus, können auch solche Vorhaben auf Grundlage des Bau-Turbos
zugelassen werden. Voraussetzung ist, dass die neuen Einrichtungen den Bedürfnissen der Be-
wohnerinnen und Bewohnern der mit dem Bau-Turbo neu geschaffenen Wohnungen zugute-
kommen.

Was ist mit der Kritik, dass Umweltschutzbelange, z. B. Flächensparsamkeit, hinten
runterfallen?

Der Bau-Turbo gilt nicht schrankenlos. Von ihm darf nur in erforderlichem Umfang Gebrauch ge-
macht werden. Zudem darf im Außenbereich nicht auf der völlig grünen Wiese gebaut werden,
sondern nur als räumliche Fortentwicklung von bereits bestehender Bebauung. Die umwelt- und
naturschutzrechtlichen Regeln gelten im Übrigen uneingeschränkt.

Was ist mit der Kritik, dass die Bürgerbeteiligung zu kurz kommt?

Die Gemeinde kann im Rahmen ihrer Entscheidung über die notwendige Zustimmung auch ihre
Bürgerinnen und Bürger beteiligen. Das wird im neuen § 36a BauGB, der das Verfahren dieser Zu-
stimmung klarstellend regelt, ausdrücklich betont.
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Was hat es mit den parallelen Änderungen in § 31 Abs. 3 und § 34 Abs. 3b BauGB auf
sich?

Der Bau-Turbo § 246e ist eine Art Experimentierklausel. Diese flankieren wir mit Änderungen in
zwei bestehenden Paragrafen (§§ 31 und 34 BauGB), die Ähnliches ermöglichen. § 31 Absatz 3
BauGB ermöglicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplans mehr Wohnbebauung auch über die
Vorgaben des Plans hinaus. So kann bspw. in ganzen Straßenzügen durch Aufstockung, Anbauten
oder Bauen in der zweiten Reihe neuer Wohnraum geschaffen werden.

Mit § 34 Absatz 3b BauGB ermöglichen wir im unbeplanten Innenbereich nun – über die beste-
henden Möglichkeiten in Absatz 3a hinaus – auch die Neuerrichtung von Wohngebäuden dort,
wo sie sich nicht in den Bebauungszusammenhang einfügen.

Wie bei § 246e BauGB ist auch bei § 31 Abs. 3 und § 34 Abs. 3b BauGB die Zustimmung der Ge-
meinde erforderlich. Die Abweichungen sind spezifischer gefasst als § 246e BauGB, gelten dafür
aber unbefristet. Erfahrungsgemäß dauert es eine Weile, bis die Praxis Berührungsängste gegen-
über ganz neuen Vorschiften abgebaut hat. Änderungen von schon bekannten Vorschriften er-
schließen sich leichter. Dies soll die Wirkung der Vereinfachungen nochmals auf andere Weise
sicherstellen.

Was hat das Lärmschutzthema mit dem Bau-Turbo zu tun?

Im Koalitionsvertrag wurde vereinbart, im BauGB neue Regelungen zum Lärmschutz einzuführen.
Zwar steht der Lärmschutz nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Bau-Turbo, trotz-
dem ist er ein bedeutendes Thema für die Vereinfachung des Wohnungsbaus insgesamt. Viele
Flächen können nicht als Wohnungsbauland erschlossen werden, weil sie zu nah an lärmemittie-
rende Gewerbebetriebe heranrücken. Die Thematik ist bisher ausschließlich in der TA Lärm gere-
gelt (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm, eine Verwaltungsvorschrift auf Grundlage
des Bundesimmissionsschutzgesetzes). Wir wollen nun im BauGB gesetzlich anordnen, dass der
Lärmschutz auch auf andere Weise als durch Beachtung der TA Lärm gewährleistet werden kann,
nämlich durch für den städtebaulichen Einzelfall passgenaue Festsetzungen im Bebauungsplan.

So können im Bedarfsfall beispielsweise die für allgemeine Wohngebiete geltenden Immissions-
richtwerte an das Niveau in Mischgebieten, die neben dem Wohnen auch gewerbliche Nutzungen
enthalten, angehoben werden. eine Erhöhung der Immissionsrichtwerte kann zusätzlich auch mit
der Festsetzung moderner Schallschutzvorkehrungen an der Wohnbebauung (bspw. sog. „Ham-
burger Fenster“) kombiniert werden. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse sind stets zu wahren.

Heißt das jetzt: alles geht?

Nicht ganz. Was durch den Bau-Turbo nicht entfällt ist insbesondere die Notwendigkeit eines
bauaufsichtlichen Verfahrens, dessen Anforderungen sich nach der Bauordnung des jeweiligen
Landes richten. Zudem sind die materiellen Vorgaben der jeweiligen Landesbauordnung, also die
landesrechtlichen Regelungen zu Abstandsflächen, Brandschutz oder Standsicherheit, zu beach-
ten.
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Was bedeutet der sogenannte Umwandlungsschutz (§ 250 BauGB)?

In entsprechend ausgewiesenen Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten dürfen Miet-
wohnungen in einem Mehrfamilienhaus nur unter bestimmten Voraussetzungen in Eigentums-
wohnungen umgewandelt werden. Aufgrund des anhaltend angespannten Wohnungsmarktes
und zum Schutz des Bestandes an Mietwohnungen soll diese ursprünglich bis Ende 2025 befris-
tete Regelung nun verlängert werden. Die Kommunen können somit den entsprechenden Geneh-
migungsvorbehalt bis zum 31. Dezember 2030 weiter nutzen und ihren Bestand an Mietwohnun-
gen dort schützen, wo der Mietwohnungsmarkt nicht funktioniert.

Das Bauministerium hatte in der letzten Legislatur ja schon einen Gesetzentwurf vor-
gelegt, in dem der Bau-Turbo, aber auch weitere Erleichterungen für den (Woh-
nungs)Bau enthalten waren. Was ist damit?

Im Koalitionsvertrag haben wir vereinbart, dass BauGB in zwei Schritten zu novellieren: in den
ersten 100 Tagen den Bau-Turbo, dann eine umfassende Überarbeitung von BauGB und BauNVO.
Die erste Novelle beschränken wir bewusst auf den Bau-Turbo, einschließlich der flankierenden
Regelungen in § 31 Absatz 3 und § 34 Absatz 3b BauGB, um das Verfahren nicht zu verkomplizie-
ren und damit zu verlangsamen. Die übrigen Vorschläge werden wir aber zügig ebenfalls wieder
einbringen, einschließlich der für die Innenstadtentwicklung wichtigen Änderungen (Öffnung des
bauplanungsrechtlichen Kerngebiets nach § 7 BauNVO für das Wohnen; sog. „Innovationsklau-
sel“, mit der Bebauungspläne rascher auf die aktuelle Fassung der BauNVO umgestellt werden
können).


